Kalvinismus der, -, Calvinismus, die von der Theologie J. Calvins inspirierte Glaubens- und Lebenshaltung reformierter Christen (Kalvinisten); in der Kirchengeschichtsschreibung als Begriff zur zusammenfassenden Beschreibung reformierter Kirchen als kalvinistisch verwendet, wobei zum Teil neben den auf Calvin zurückgehenden Kirchen auch andere - besonders die von U. Zwingli begründeten - reformierten Kirchen einbezogen werden. Der Begriff Kalvinismus geht auf den Lutherschüler und Hamburger Pastor Joachim Westphal (* 1510, † 1574) zurück, der ihn abwertend für die Vertreter der Theologie Calvins verwendete. - Die 1549 im Consensus Tigurinus, dem Dokument der Einigung zwischen H. Bullinger (als Nachfolger Zwinglis) und Calvin, festgelegte Form des reformierten Glaubens durchdrang noch zu Lebzeiten Calvins die Schweiz, Frankreich, die Niederlande, England, Schottland (durch den Calvinschüler J. Knox), Polen, Ungarn, Siebenbürgen sowie die Pfalz (1561 Übertritt Kurfürst Friedrichs III. zum Kalvinismus) und das Niederrheingebiet. Anfang des 17. Jahrhunderts fasste der Kalvinismus auch in Hessen-Kassel, im Nassauischen und im Anhaltinischen Fuß. Bedeutende Zentren kalvinistischer Theologie wurden die Universitäten Heidelberg und Leiden. Die theologische Einheitlichkeit des Kalvinismus ging jedoch nach Calvins Tod verloren; von der kalvinistischen Orthodoxie entfernten sich die von P. Melanchthon beeinflussten Reformierten in Deutschland und die gegen die Prädestinationslehre kämpfenden Arminianer in den Niederlanden. Wesentlich für die kalvinistische Theologie ist die Prädestinationslehre mit der Frage nach der Erwählung jedes Einzelnen durch Gott. Durch die Vorstellung, der Grad der persönlichen Erwählung sei an den Lebensverhältnissen, nicht zuletzt am wirtschaftlichen Erfolg erkennbar, hatte der Kalvinismus bedeutenden Einfluss auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westeuropa und, nach Auswanderung der kalvinistisch geprägten Puritaner, in Nordamerika. M. Weber (>Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus<, 1904/05) vertrat die mittlerweile stärker differenzierte These, der Kalvinismus habe wesentlich zur Entstehung des >kapitalistischen Geistes< beigetragen. 

Protestantische Ethik, von M. Weber in seiner Schrift >Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus< (1905) eingeführter Begriff, mit dem er die ethisch-religiöse Entstehungsgrundlage des Kapitalismus und die ihn tragende Leistungsethik beschrieb. Nach Weber hat die kalvinistische Glaubenslehre und -praxis, besonders die Prädestinationslehre und die als innerweltliche Askese aufgefasste puritanische Lebensweise, zur Herausbildung der protestantischen Ethik geführt, die ihrerseits zur geistig-moralischen Grundlage der industriellen Leistungsgesellschaft geworden sei. Deren Säulen, Gewinnstreben, Marktrationalität, individueller Leistungswillen, werden durch die protestantische Ethik durchweg positiv bewertet; wirtschaftlicher Erfolg beziehungsweise Misserfolg wird theologisch als Zeichen der Erwählung beziehungsweise Verwerfung durch Gott (Prädestination) angesehen. Gegen die These Webers ist einzuwenden, dass weder J. Calvin noch der Kalvinismus die göttliche Vorherbestimmung des Menschen zum Heil beziehungsweise Unheil kausal in seinem wirtschaftlichen Erfolg beziehungsweise Misserfolg begründet sehen. Dagegen ist die in der reformierten Glaubenspraxis gepflegte puritanische Lebensweise (der Gewinn erfolgreichen Wirtschaftens wird nicht für den persönlichen Konsum verwendet, sondern dem Unternehmen wieder zugeführt) tatsächlich eine Wurzel des Kapitalismus geworden.

Leistungsgesellschaft, eine Industriegesellschaft, in der die materiellen und sozialen Chancen, die soziale Anerkennung und Bewertung sowie die sozialen Positionen nach der erbrachten individuellen Leistung vergeben werden. 

Die Entwicklung zur bürgerlichen Gesellschaft ist gekennzeichnet durch die Auflösung der starren ständischen Gesellschaftsordnung und die dadurch bewirkte soziale Mobilität: Der Status des Einzelnen ist nicht mehr von Geburt an und für die Dauer des gesamten Lebens festgelegt; die vom Einzelnen erbrachte Leistung wird zu einem wesentlichen Kriterium für seine Stellung in der Gesellschaft. Sowohl die kapitalistisch-marktwirtschaftlich wie auch die kommunistisch-planwirtschaftlich organisierten Gesellschaften sind beziehungsweise waren Leistungsgesellschaften. Sie unterscheiden sich hinsichtlich der Bewertungsmaßstäbe von Leistung (der Markt beziehungsweise die durch politische Instanzen formulierten [zentralen] Planvorgaben) sowie des Ausmaßes der Belohnung durch Erreichen von Sozialstatus beziehungsweise bestimmter Positionen innerhalb des sozialen Systems. Die Doppelfunktion dieses Leistungsprinzips ist schon in seinen Ursprüngen angelegt: einerseits in seiner Bedeutung für die Emanzipation des Bürgertums als gegen die Vorrechte des Adels vorgebrachtes Gleichheitsprinzip, andererseits in seiner Legitimierung bestehender sozialer Ungleichheit (bei gleichzeitiger rechtlicher Gleichheit), für die der Einzelne dann selbst als verantwortlich gilt. 

Nach M. Weber ist die protestantische Ethik der Ausgangspunkt für die Entstehung einer Leistungsethik, die die Grundlage für die Entwicklung des Kapitalismus darstellte. Aus der zuvor religiös motivierten Askese wurde die innerweltliche Askese, die in Gestalt der Berufe (im Sinne >göttlicher Berufung<) in die Welt hineinwirkt. Der Übergang zur Leistungsgesellschaft des entwickelten Kapitalismus ist dadurch gekennzeichnet, dass überindividuelle sinngebende Werte, die vormals durch den Beruf vermittelt wurden, einem neuen Kriterium weichen müssen: dem der messbaren Leistung bei gleichzeitiger Vernachlässigung des Leistungsinhaltes. Die Leistung scheint damit zur einzig verbindlichen Kategorie der Industriegesellschaft geworden zu sein (Heinz Kluth [* 1921]), die Schritt für Schritt alle Bereiche der Gesellschaft erfasst. 

Den Begriff Leistungsgesellschaft (>achieving society<) prägte der amerikanische Psychologe David Clarence MacClelland, der im Anschluss an M. Weber den Zusammenhang zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung und der Entfaltung des Leistungsmotivs untersucht hat. Moderne Industriegesellschaften kann man insofern als Leistungsgesellschaft bezeichnen, als sowohl ihre Entstehung wie auch ihre Entwicklung auf den Eigenschaften der stark leistungsmotivierten Persönlichkeit beruhen. 

Mit der Diskussion über die Industriegesellschaft als Leistungsgesellschaft rückt der Begriff des Leistungsprinzips ins Zentrum der wissenschaftlichen und politischen Auseinandersetzung. Als Funktionen, die das Leistungsprinzip als gesellschaftliche Ordnungsprinzip erfüllt, gelten 1) die Produktions- und Fortschrittsfunktion, d. h., die natürlichen und menschlichen Ressourcen einer Gesellschaft werden optimal ausnutzbar; 2) der Grundsatz der Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung; 3) die Funktion der Statuszuweisung und der sozialen Auslese; 4) die Allokationsfunktion, d. h. die Zuweisung finanzieller Mittel durch das Leistungslohnsystem. Die Akzeptanz des Leistungsprinzips beruht auf diesen Funktionen, die als formale und wertübergreifende Normen bestimmten Gerechtigkeits- und Rationalitätsansprüchen der pluralistischen Gesellschaft genügen. Problem jeder Einschätzung der Leistungsgesellschaft bleibt die Frage, was als Leistung gelten soll, ob und wie sie sich messen lässt und nach welchen Kriterien das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung bestimmt werden soll. 

Die zum Teil stark standardisierten Arbeitstätigkeiten in der Industrie rückten v. a. den quantitativen Aspekt der Leistung in den Vordergrund. Versuche, die menschliche Arbeitsleistung so kalkulierbar zu machen wie die maschinelle Arbeit (F. W. Taylor), schlugen fehl, weil sie von einer stark verkürzten Vorstellung von der Leistungsmotivation der Menschen ausgingen. Leistungsorientierte Entlohnungssysteme allein wurden den Bedürfnissen der Arbeitenden nach sinnerfüllter Arbeit, sozialer Anerkennung und Integration sowie Mitbestimmung nicht gerecht und führten nicht zu dem erwarteten Ergebnis einer stabilen und kalkulierbaren Leistungsmotivation. Heute geht man daher von einem >mehrdimensionalen Arbeitsfeld< (F. Fürstenberg) aus. Die Leistungsmotivation hängt wesentlich von der Zustimmung der Betroffenen und der Legitimation des Leistungsanspruchs, der Transparenz seiner Bedingungen und Folgen ab. Das Leistungsprinzip erscheint als Fortschrittsprinzip insofern, als es die Dynamik von permanenter Leistungssteigerung und die Angleichung der Allgemeinheit an das neue, höhere Leistungsniveau fördert und so auf optimale Produktivität zielt. Die Kontroverse über den Nutzen, die Notwendigkeit und die Gültigkeit des Leistungsprinzips beziehungsweise die Ablehnung des Begriffs der Leistungsgesellschaft sowie die Entwicklung von Gegenmodellen wurde in den Sozial- und Politikwissenschaften zum Teil scharf geführt. Die Diskussionen basieren auf oft stark voneinander abweichenden Begriffen von Leistung. So argumentieren Vertreter konservativer Auffassungen häufig mit dem Willen zur Leistung als einem menschlichen Grundbedürfnis, der sich in schöpferischem, der Selbstverwirklichung dienendem Handeln realisiert. Der Mensch sei auf Leistung programmiert, so H. Schoeck und A. Gehlen, die den kulturschaffenden Aspekt der großen Leistungen betonen, der durch >Mitleids- und Fürsorgeethik< nur zerstört werde. Im Gegensatz dazu sehen die Kritiker in der geforderten Leistung eine vorgegebene, der Anpassung an Herrschaftsverhältnisse dienende Norm, die kreativer Selbstverwirklichung gerade entgegensteht. Verfechter funktionalistischer und liberaler Theorien (T. Parsons, Kingsley Davis, Wilbert Ellis Moore, R. Dahrendorf) verweisen darauf, dass durch die ungleiche Verteilung von Einkommen und Besitz, Macht und Einfluss sowie Sozialprestige ein Anreiz zur Aktivierung knapper Fähigkeiten für funktional wichtige Rollen in der Gesellschaft bestünde. Kritiker (z. B. M. M. Tumin) hielten dieser Auffassung entgegen, sie legitimiere die bestehende, auf Privilegierung beziehungsweise Unterprivilegierung beruhende Sozialstruktur. Verteidiger der Leistungsgesellschaft argumentieren häufig mit der ungeheuren Produktivität der durch Leistung ermöglichten Wohlstandsgesellschaft, während deren Kritiker den Leistungszwang als >Leistungsterror< bezeichnen und die psychischen und sozialen Konsequenzen dieses Wohlstandes sowie das bewusste Verzichtleisten (z. B. Konsumverzicht) thematisieren. Selbst bei prinzipieller Anerkennung der mit dem Leistungsprinzip verbundenen Normen wird häufig kritisiert, dass die eigentliche Grundlage des Leistungsprinzips, die Chancengleichheit, nicht gegeben sei. Das Leistungsprinzip im Sinne eines individuellen Zurechnungskriteriums verschleiere den gesellschaftlichen Charakter produktiver Leistungen. Auch bei der Vergabe beruflicher Positionen lassen sich viele andere Kriterien als die eigentliche Leistung nachweisen (z. B. Durchsetzungsvermögen, Geschlecht). Häufig wird auch die >Unmenschlichkeit< einer reinen Leistungsgesellschaft betont. Aus christlicher Sicht ergeben sich für viele eine gewisse Distanz zum Leistungsprinzip und die Forderung nach einer >Korrektur des Leistungsgedankens< durch Solidarität und Unterstützung der Schwachen, Humanisierung der Arbeitswelt, aber auch die stärkere Betonung von charakterlichen Leistungen. Der Politologe Claus Offe (* 1940) stellte die These auf, dass das Leistungsprinzip unter den heutigen Bedingungen fortgeschrittener Formen industrieller Arbeit und komplexer Arbeitsorganisation sinnlos geworden sei und nur noch als Disziplinierung wirke. An die Stelle der Konkurrenz individuell unterschiedlicher Leistungsvermögen müssten neue, kreative Strategien treten, die der gewandelten gesellschaftlichen Situation gerecht werden. Als überwiegend von Männern geprägt werden die heutigen gesellschaftlichen Leistungs- und Erfolgskriterien auch von der feministischen Forschung infrage gestellt. Der französischer Politologe André Gorz (* 1924) entwirft die Utopie einer >dualistischen Gesellschaft<, einer Befreiung nicht mehr innerhalb, sondern von der Arbeit. Er schlägt also eine Zweiteilung vor, einerseits einen hoch automatisierten Arbeitsbereich, der immer weniger Zeit in Anspruch nimmt, andererseits den dadurch geschaffenen Bereich freier Zeit, die ein >anderweitig aktives Leben in schöpferischer Arbeitslosigkeit< (I. Illich) ermöglicht. Dieser Ausstieg aus der Arbeitsgesellschaft erfordert natürlich auch ein Umdenken bezüglich des Leistungsbegriffs: die Ablösung der Auffassung von beruflicher Leistung als Zentrum der Persönlichkeit, der individuellen Entfaltung und Sinngebung zugunsten einer Umorientierung auf neue Werte, die den sinnvollen Umgang mit der nun freien Zeit erst ermöglichen. Entsprechende Tendenzen innerhalb der Gesellschaft sind bereits zu erkennen: Eine neue, ökologisch geprägte Ethik, die unkontrolliertes Wachstum und damit auch das Leistungsprinzip und die Leistungsgesellschaft kritisiert, gewinnt zunehmend an Einfluss. Die von Gorz vorgeschlagene Befreiung von der Arbeit erscheint angesichts der technologischen Entwicklung und der Notwendigkeit einer Flexibilisierung beziehungsweise Verkürzung der Arbeitszeit einerseits und der Rekordarbeitslosigkeit Ende der 1990er-Jahre in Deutschland andererseits durchaus plausibel. Die demographischen Tendenzen in den entwickelten Industrieländern untermauern diese These: Infolge der in den letzten Jahren stetig gestiegenen Lebenserwartung und des zunehmend früheren Eintritts in den Lebensabschnitt als Rentner und Pensionär nimmt auch der Anteil der >jungen Alten< und der alten Menschen mit viel freier Zeit zu. Nicht zuletzt in diesem Kontext werden eine neue Arbeitsethik und die Umorientierung der Gesellschaft auf den Freizeit- sowie den sozialen Bereich auf breiter Ebene diskutiert. Fraglich bleibt allerdings, ob die in diesem Sinne >arbeitslose Gesellschaft< in den von der Leistungsethik am meisten geprägten, technologisch hoch entwickelten Ländern eine realistische gesellschaftspolitische Perspektive darstellt, da gerade dort das Selbstverständnis der Menschen sowie ihr Bedürfnis, sich in der Arbeit auszudrücken, am stärksten ausgeprägt ist. Zu bezweifeln ist auch, ob >schöpferische Arbeitslosigkeit< gesamtgesellschaftlich angesichts des von vielen Menschen beklagten Gefühls der >Langeweile< (trotz der Angebote der Freizeitindustrie) überhaupt gelebt werden kann.

Prädestination die, 2) Theologie und Religionswissenschaft: die aus dem Glauben an die absolute Souveränität Gottes resultierende und daher von einer anonymen Schicksalsbestimmung zu unterscheidende Erwählung oder Verwerfung (Verdammnis) des Menschen. Beide entspringen allein dem persönlichen Willen Gottes und betreffen vornehmlich das jenseitige Geschick des Menschen. 

In der Bibel findet sich im Alten Testament die Vorstellung des auserwählten Volkes, nicht aber die der Prädestination; dagegen gibt es im Neuen Testament, besonders in den paulinischen Schriften, Aussagen, die in Betonung der absoluten Souveränität Gottes seine Freiheit, Menschen zu erwählen oder zu verdammen, sowie die Unwiderstehlichkeit seines Willens hervorheben (besonders Römerbrief 8, 28-30; 9-11; Epheserbrief 1, 3-14). Die in der frühen Kirche darauf aufbauende Lehrauffassung, dass Gott seine Wahl auf die Voraussicht der auf freiem Willen beruhenden menschlichen Taten stützt, wurde zur Grundaussage der Prädestinationslehre in der ostkirchlichen Theologie. Im Westen hat Augustinus die Prädestinationslehre gegenüber dem Glauben an einen allgemeinen Heilswillen Gottes in den Vordergrund gerückt und sie in der Auseinandersetzung mit dem Pelagianismus systematisch entwickelt. Das theologische Problem lag dabei in der Fragestellung, inwieweit die Prädestination als >Ratschluss Gottes< von Ewigkeit her feststeht und ob beziehungsweise inwieweit der Mensch kraft seines (freien) Willens den Glauben wählen und durch sein Handeln an seinem Heil mitwirken kann, was Augustinus so beantwortete, dass aus der durch die Erbsünde verlorenen Masse der Sünder (>massa damnata<) nur wenige Auserwählte gerettet und zum ewigen Leben bestimmt werden (Gnadenwahl); ihnen wird die Gnade, die untrüglich (>irresistibel<) wirkt, ohne Vorleistungen (>Verdienste<) zuteil. Lucidus († nach 474) und Gottschalk von Orbais entwickelten die augustinische Lehre weiter zu der einer doppelten Prädestination (der Erwählten zum ewigen Leben, der anderen zur Verdammnis). Im Prädestinationsstreit zwischen Gottschalk und seinen Gegnern Hinkmar von Reims sowie Johannes Scotus Eriugena wurde die augustinische Position im Sinne einer einzigen Prädestination, nämlich der zum Heil, präzisiert. Die Reformatoren nahmen den Gedanken einer doppelten Prädestination im Kontext der Verborgenheit Gottes und der Unerforschlichkeit seines Willens erneut auf und modifizierten ihn. Bei J. Calvin wurde die Prädestination zur zentralen Wahrheit, die als unwiderstehlich und teilweise auch als aus dem Lebenserfolg erfahrbar galt. In der katholischen Kirche lebte die Diskussion um die Prädestination v. a. im Gnadenstreit und in den Auseinandersetzungen um den Jansenismus wieder auf. 

Im Sinne der Auffassung, dass das Schicksal des Menschen unter dem ausschließlichen Willen eines allmächtigen Gottes steht und der Mensch das von Gott für ihn bestimmte Leben in der gläubigen Unterordnung unter dessen Willen aufgrund von Willensentscheidungen, die er subjektiv als die seinen empfindet, auch führen kann, wird die Prädestination vom Islam vertreten (z. B. Sure 6, 125), wobei sie im Volksislam eher fatalistisch betrachtet wird (Kismet). - Das rabbinische Judentum betonte im Zusammenhang mit der Vorsehung und Allwissenheit Gottes, dass >alles in Gottes Hand steht, ausgenommen die Gottesfurcht< (Rabbi Chanina, 3. Jahrhundert). Diese ist göttliche Forderung, ihre Erfüllung hängt jedoch von der eigenverantworteten Entscheidung des Menschen ab. (Gnade, Rechtfertigung)

Pelagianismus der, -, die auf Pelagius zurückgehende theologische Lehre, der zufolge der Mensch aus eigener Kraft imstande sei, das Heil zu erlangen, wenn ihn die Gnade darin unterstütze. Pelagius bestritt die Gnadenlehre des Augustinus (Erbsünde, Prädestination), die ihm die sittliche Verantwortlichkeit des Menschen aufzuheben schien, und behauptete im Sinne von Origenes und Rufinus dem Syrer die grundsätzliche Unverdorbenheit und Willensfreiheit der menschlichen Natur. Der Streit um den Pelagianismus erreichte einen ersten Höhepunkt mit der durch eine Anklage des Paulinus von Mailand veranlassten Verurteilung des Caelestius (* 384, † 420 ?), des Anhängers und Freundes von Pelagius, in Karthago 411. Gegenüber den sich daran anschließenden Angriffen durch Hieronymus, Augustinus und Orosius konnte Pelagius sich rechtfertigen (Synode von Lod, 415), indem er sich von der Radikalität des Caelestius, besonders in der Frage der Kindertaufe, absetzte. Augustinus erreichte schließlich 418 die Verurteilung des Pelagius auf einer Synode in Karthago. 

In der zweiten Phase der Auseinandersetzungen (418-431) standen die Folgerungen, die sich aus dem Ansatz des Pelagius für Fragen der Ehe, Geschlechtlichkeit und Taufe ergaben, im Mittelpunkt. Hauptvertreter des Pelagianismus, dem namhafte antiochen. Theologen zuneigten, war Julianus von Eclanum († nach 454). Auf dem Konzil von Ephesos (431) wurde der Pelagianismus erneut verurteilt; er blieb jedoch in abgeschwächter Form auch danach noch, v. a. in Kreisen des Mönchtums in Afrika und Südgallien, wirksam. So wurde u. a. von Johannes Cassianus und Vinzenz von Lérins der Semipelagianismus vertreten, der zwar gegen Pelagius und mit Augustinus an der Erbsündenlehre festhielt, gleichzeitig aber die Freiheit des menschlichen Willens zum Guten betonte. Auch die Verurteilung des Semipelagianismus auf Betreiben des Cäsarius von Arles auf der Synode von Orange (529) brachte keinen durchschlagenden Erfolg. Der Pelagianismus blieb bis ins Mittelalter eine theologische Herausforderung.

Pygmalion, griechisch sagenhafter König von Kypros (Zypern), nach Ovid ein frauenfeindlicher Bildhauer, der sich in eine von ihm selbst gefertigte Elfenbeinstatue einer Jungfrau verliebte. Aphrodite belebte sie auf seine Bitten, und er nahm sie zur Frau. - Von Jean de Meungs Wiedergabe der Sage im >Roman de la rose< (13. Jahrhundert) bis ins 18. Jahrhundert hinein wurde ihr Schwerpunkt in der Belohnung des Liebhabers durch die Belebung der Statue gesehen. Mitte des 18. Jahrhunderts verschob sich die Deutung auf die Bändigung der Natur durch den von der Liebe inspirierten künstlerischen Schaffensprozess, so in J. J. Bodmers Epos >Pygmalion und Elise< (1749) und in J.-J. Rousseaus Monodrama >Pygmalion< (1771). Komische Interpretationen des Stoffes im Sinne der Bekehrung eines Weiberfeindes reichen von Goethes Jugendgedicht >Pygmalion< (1767) und F. von Suppés Operette >Die schöne Galathée< (1865) bis zu G. B. Shaws Drama >Pygmalion< (1912), das als Textvorlage für das Musical >My fair lady< (1956) von F. Loewe diente. Auch die Rückversteinerung der belebten Statue wurde Gegenstand dramatischer Bearbeitungen, so bei W. S. Gilbert (>Pygmalion and Galatea<, 1831) und G. Kaiser (>Pygmalion<, 1948).

Kulturkampf, auf R. Virchows antikirchlichen Wahlaufruf von 1873 zurückgehende Bezeichnungen für die Gesamtheit von rechtsstaatlich zum Teil umstrittenen Maßnahmen, mit denen das Deutsche Reich, v. a. aber einzelne Länder, besonders Preußen, Bayern, Baden und Hessen, Vorstöße seitens der katholischen Kirche unter Papst Pius IX. abzuwehren suchten, die darauf zielten, die päpstliche Autorität in Glaubensfragen und die Bindung der nationalen Kirchen an Rom auszubauen. Die Ablehnung des Liberalismus schlechthin (1864 im Syllabus Pius' IX.) sowie die Verkündung des Dogmas der päpstlichen Unfehlbarkeit (1870) wurden sowohl als Herausforderung an den politischen Protestantismus als auch als Kampfansage an die mit diesem eng verbundene kleindeutsche Einigungsbewegung empfunden. In Preußen führten der Kultusminister A. Falk und Bismarck, gestützt auf die Liberalen, 1871-87 den Kampf mit der katholischen Kirche, wobei Bismarcks Bestreben einer Ausgrenzung des ursprünglich großdeutsch und weithin föderalistisch orientierten politischen Katholizismus, als dessen Sprachrohr er die 1870 gegründete Zentrumspartei mit ihren Verbindungen zu >Reichsfeinden< (Polen, Elsässer, Welfen) betrachtete, auf eine schärfere Trennung von Staat und Kirche im Deutschen Reich zielte. 

Die ersten staatlichen Kampfmaßnahmen waren als Reichsgesetze der Kanzelparagraph (1871), der Geistlichen in Ausübung ihres Amtes die Behandlung staatlicher Angelegenheiten >in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise< unter Strafandrohung untersagte, und das Jesuitengesetz (1872), das neue Niederlassungen der Jesuiten verbot, die Auflösung bestehender bestimmte und den Ordensmitgliedern Aufenthaltsbeschränkungen auferlegte, sowie das preußische Gesetz von 1872, das die Schulaufsicht dem Staat übertrug. 1873 brachte Falk im preußischen Landtag die >Maigesetze< durch, die u. a. die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen regelten und ein staatliches >Kulturexamen< vorschrieben, das staatliche Aufsichtsrecht über die Kirche verstärkten, den Gebrauch der kirchlichen Disziplinargewalt einengten und für die Anstellung von Geistlichen ein Einspruchsrecht der Oberpräsidenten festsetzten. Die Katholiken verweigerten den >Maigesetzen< ihre Anerkennung. Darauf wurden viele Bischöfe und Geistliche abgesetzt, zu Geld- oder Gefängnisstrafen verurteilt. Zeitweilig waren alle preußischen Bistümer verwaist. 1875 folgten das Brotkorbgesetz, das die Einstellung aller staatlicher Leistungen an die katholische Kirche verfügte, und das Klostergesetz, das die Auflösung aller Klostergenossenschaften außer den krankenpflegenden in Preußen bestimmte, sowie die Einführung der Zivilehe. 

Die Erbitterung der katholischen Bevölkerung führte zu einem starken Stimmenzuwachs der Zentrumspartei. Die Einsicht, dass der Kulturkampf sich zu einer Niederlage entwickelte, und die veränderte innenpolitische Konstellation (Bruch mit den Nationalliberalen) veranlassten Bismarck, mit Papst Leo XIII. (seit 1878) Ausgleichsverhandlungen einzuleiten. 1880 begann der schrittweise Abbau der Maigesetze. Die beiden Friedensgesetze von 1886 und 1887 hoben die meisten Bestimmungen der Kampfzeit auf. Das Jesuitengesetz wurde jedoch erst 1904 und 1917 in zwei Stufen aufgehoben. Zivilehe und Staatsschule blieben erhalten. 

In Baden, Bayern und Hessen zogen liberale, den kirchlichen Einfluss v. a. im Schulwesen einschränkende Maßnahmen bereits in den 1860er-Jahren einen Kulturkampf nach sich. 

In der Schweiz kam es zwischen 1873 und 1883 zu ähnlichen Gegensätzen, besonders in Genf, Solothurn und im Kanton Bern. 1874 brach der Bundesrat die Beziehungen zum Vatikan ab (1920 wieder aufgenommen). Aus dem Kulturkampf heraus sind die konfessionellen Ausnahmeartikel in der Verfassung von 1874 zu verstehen.

Brotkorbgesetz, Bezeichnung für das während des Kulturkampfs in Preußen erlassene Gesetz, mit dem die staatlichen Zuschüsse an die katholische Kirche gesperrt wurden, um so Druck auf diese auszuüben (>den Geistlichen den Brotkorb höher hängen<). Das Brotkorbgesetz wurde 1880 aufgehoben, mit dem Sperrgelderverwendungsgesetz 1891 wurde die Zahlung der durch das Brotkorbgesetz aufgelaufenen Gelder geregelt.

Virchow, Rudolf, Pathologe, * Schivelbein (heute Świdwin) 13. 10. 1821, † Berlin 5. 9. 1902; Schüler von J. L. Schoenlein und Johannes Müller; ab 1849 Professor in Würzburg und ab 1856 in Berlin, wo er das neu errichtete pathologische Institut leitete; grundlegende Untersuchungen v. a. zur pathologischen Anatomie (u. a. Geschwulstforschung, Entzündungslehre). Als Begründer der Zellularpathologie stand er der aufkommenden Bakteriologie (R. Koch u. a.) zunächst skeptisch gegenüber. Virchow war ein Vorkämpfer und Förderer der Hygiene (Desinfektion, Kanalisation u. a.). Bei seinen Arbeiten zu Anthropologie und Vorgeschichte unterliefen ihm zum Teil zeitbedingte Beurteilungsirrtümer. Überwiegend aus methodischen Vorbehalten gegenüber der darwinschen Deszendenztheorie zögerte Virchow, dem Neanderthaler den Status einer vorzeitlichen Menschenform zuzubilligen. Den Fund des Javamenschen hielt er für Reste einer Gibbongroßform. Virchow war Mitbegründer und ab 1870 mehrfach Präsident der in Berlin ansässigen Deutschen Gesellschaft für Anthropologie, Ethnologie und Urgeschichte. Er gab 1854-67 das sechsbändige >Handbuch der speciellen Pathologie und Therapie< sowie ab 1847 das >Archiv für Pathologische Anatomie und Physiologie und Klinische Medizin< (seit 1902 >Virchows Archiv<) mit heraus. - 1862 wurde Virchow in das preußische Abgeordnetenhaus gewählt. Bereits 1848 unterbreitete er Vorschläge zu einschneidenden sozialpolitischen Reformen. Virchow war einer der Begründer der Deutschen Fortschrittspartei (1861) und Gegner Bismarcks im preußischen Verfassungskonflikt. Anfang der 1870er-Jahre prägte er die Bezeichnung Kulturkampf. 1880-93 war Virchow Mitglied des Reichstags.

Flibusti|er [französisch-englisch] der, -s/-, Bezeichnung für Freibeuter und Seeräuber an den Küsten Mittel- und Südamerikas vom 17. bis zum 19. Jahrhundert: 1) Bukani|er, ursprünglich Jäger und Häutehändler, u. a. französischer, aber auch britischer und niederländischer Herkunft, die, zum Teil in britischem oder französischem Auftrag, bis ins frühe 18. Jahrhundert Seeräuberei betrieben und spanische Küstenorte in Mittel- und Südamerika plünderten; 2) Filibuster, die gesetzlosen Abenteurer aus den USA, die zwischen 1850 und 1860 im Gefolge von Narciso López (* 1798, † 1851) auf Kuba und von William Walker (* 1824, † 1860) in Nicaragua einfielen und dort nach von ihnen angezettelten Umstürzen plünderten.

